
Steuervorteile und verschärfte Preisbremse
Bundestag verabschiedet Maßnahmen für bezahlbares Wohnen – Fragen und Antworten

Von Martin Ferber

Z usätzliche steuerliche Anrei-
ze für den Bau neuer Miet-
wohnungen und eine Ver-

schärfung der Mietpreisbremse –
mit einem ganzen Bündel an Maß-
nahmen, die der Deutsche Bundes-
tag am Donnerstag mit den Stim-
men von Union und SPD beschlos-
sen hat, will die große Koalition
neuen Wohnraum in den Ballungs-
gebieten schaffen und den starken
Anstieg der Mieten bei Neuvermie-
tungen begrenzen. Wir beantworten
die wichtigsten Fragen.

Wie sehen die Anreize für den Bau
neuer Wohnungen aus?

„Die Devise der Union ist: bauen,
bauen, bauen“, sagt der für den
Wohnungsbau zuständige stellver-
tretende CDU/CSU-Fraktionschef
Ulrich Lange unserer Zeitung. Da-
mit vor allem in den Großstädten
und Ballungsräumen, wo bereits
jetzt ein großer Mangel an bezahl-
barem Wohnraum herrscht, mög-
lichst schnell 1,5 Millionen neue
Mietwohnungen entstehen, soll es
eine bis Ende 2021 befristete Son-
derabschreibung für Bauherren ge-
ben. Investoren können zusätzlich
zur bereits bestehenden linearen
Abschreibung von zwei Prozent
weitere fünf Prozent der Baukosten
von der Steuer absetzen. Vorausset-
zung ist, dass die Anschaffungs-
oder Herstellungskosten 3000 Euro
pro Quadratmeter nicht überstei-
gen, zudem muss die Wohnung im
Jahr der Herstellung und in den da-
rauf folgenden neun Jahren vermie-
tet werden, ist also dem Eigenbe-
darf entzogen. Gefördert wird auch
der Bau neuer Wohnungen in bereits
bestehenden Gebäuden. Für Uni-
onsfraktionsvize Lange ist die Son-
derabschreibung „ein Baustein in
unserer Wohnraumoffensive“. An-
dere Bausteine wie das Baukinder-
geld „haben wir bereits erfolgreich
umgesetzt“.

Was sagen die Oppositionspartei-
en dazu?

Die Grünen sprechen von einem
„Steuergeschenk für Investoren“.
Genossenschaften oder kommunale
Wohnungsunternehmen würden da-
gegen davon nicht profitieren, sagt
Chris Kühn, Sprecher für Bau- und
Wohnungspolitik, unserer Zeitung.
„Durch diese Sonderabschreibung
wird nicht eine bezahlbare Woh-
nung mehr gebaut werden.“ Denn

billig bauen heiße nicht billig ver-
mieten, da sich die Mietpreise nicht
nach den Errichtungskosten son-
dern nach dem Markt richten wür-
den. „Die große Koalition befindet
sich wieder einmal auf dem woh-
nungspolitischen Blindflug“, sagt
Kühn. Die FDP fordert dagegen, auf
die Sonderabschreibung zu verzich-
ten und stattdessen die lineare Ab-
schreibung deutlich zu erhöhen.

Was sagt die Wohnungswirt-
schaft?

„Die Idee ist richtig, aber der Weg
dahin ist falsch“, findet Axel Ge-
daschko, der Präsident des Bundes-
verbandes deutscher Wohnungs-
und Immobilienunternehmen. Eine
befristete Sonderabschreibung wir-
ke in Zeiten der ohnehin überhitz-
ten Baukonjunktur als „Preistrei-
ber“, da die Kapazitäten am Bau
weitgehend ausgeschöpft sind. Die
enge zeitliche Beschränkung der
Regelung wirke zudem als „fatales
Signal an die Baubranche“, nicht in
zusätzliche Kapazitäten zu inves-
tieren. Die fehlenden Kapazitäten
seien aber das Hauptproblem, die
ein Mehr an Neubau verhindern.
„Die gut gemeinte steuerliche För-
derung geht daher am Ende voll
nach hinten los und nutzt herzlich

wenig“, sagt der Chef des Gesamt-
verbandes der Wohnungswirtschaft.

Gleichzeitig hat die große Koaliti-
on eine Verschärfung der Mietpreis-
bremse beschlossen. Was sind die
Kernelemente?

Vermieter sind zur Transparenz
verpflichtet. Sie müssen ihre neuen
Mieter noch vor dem Abschluss des
Mietvertrags unaufgefordert infor-
mieren, ob im konkreten Fall eine
Ausnahme von der Mietpreisbremse
vorliegt, beispielsweise weil die
Vormiete schon deutlich über der
ortsüblichen Miete lag oder weil in
den letzten drei Jahren eine umfas-
sende Modernisierung der Wohnung
vorgenommen wurde. Außerdem
sind, wie bisher, Neubauten, die
nach dem 1. Oktober 2014 fertigge-
stellt und erstmals vermietet wur-
den, von der Bremse ausgenommen,
aber auch nur dann, wenn der Ver-
mieter das Datum der Fertigstellung
offenlegt.

In welchem Umfang dürfen Mie-
ten bei Modernisierungen steigen?

Bislang durften Vermieter elf
Prozent der Kosten auf die Jahres-
miete umlegen, künftig sind in Ge-
bieten mit geltender Kappungs-
grenze nur noch acht Prozent pro

Jahr erlaubt. Zudem wird bundes-
weit und für alle Modernisierungs-
maßnahmen, die innerhalb von
sechs Jahren durchgeführt werden,
eine absolute Kappungsgrenze ein-
geführt: Die Miete darf höchstens
um drei Euro pro Quadratmeter er-
höht werden.

Wie will die Regierung teure Lu-
xussanierungen verhindern, mit de-
nen immer wieder Altmieter aus
den Wohnungen gedrängt werden?

Da es in der Praxis immer wieder
vorkommt, dass Eigentümer beson-
ders teure und aufwändige Moder-
nisierungen durchführen, die einen
hohen Mietanstieg rechtfertigen,
oder die Baumaßnahmen in einer
Art und Weise vornehmen, dass die
Mieter entnervt aufgeben und von
sich aus kündigen, wird das „He-
rausmodernisieren“ als Ordnungs-
widrigkeit in das Wirtschaftsstraf-
gesetz aufgenommen. In diesem Fall
drohen Bußgelder von bis zu 100000
Euro. Zudem haben die Mieter, die
von derartigen Maßnahmen betrof-
fen sind, einen Anspruch auf Scha-
denersatz. Sie können zum Beispiel
die Kosten für den Umzug oder für
die höhere Miete in der neuen Woh-
nung geltend machen.
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Die große Koalition stärkt mit ihren Gesetzesänderungen unter anderem die Rechte von Mietern. Foto: dpa


